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	z Beweisverfahren
Nichtzahlung eines ergänzenden Vorschusses

Im selbstständigen Beweisverfahren ist grundsätzlich außerhalb des Anwen-
dungsbereichs von § 494a ZPO keine Entscheidung über die Kostentragungs-
pflicht zu treffen. Diese Entscheidung ist dem Hauptsacheverfahren vorbe-
halten (KG Berlin 11.7.25, 7 W 11/25, Abruf-Nr. 253256).

Die Parteien legten im selbstständigen Beweisverfahren zwei Gutachten vor, 
nach denen der bereits gezahlte Kostenvorschuss nicht ausreichte. Das LG hatte 
trotzdem Kostenvorschüsse für „weitere Ergänzungsfragen“ angefordert. Die 
Zahlungseingänge hat es dann aber als Nachzahlungen auf die bereits entstan-
dene Vergütung des Sachverständigen verbucht. Nachdem weitere Zahlungen 
von den Parteien nicht geleistet wurden, hat es die Beendigung des selbständi-
gen Beweisverfahrens festgestellt und der Antragstellerin analog § 269 Abs. 3 
S. 2 ZPO die Kosten auferlegt. (Offensichtlich) zu Unrecht, wie das KG feststellt.

MERKE — Die Kosten des selbstständigen Beweisverfahrens bilden einen Teil der 
Kosten eines anhängigen oder zukünftigen Erkenntnisverfahrens zwischen den 
Parteien, neben dem oder zu dessen Vorbereitung das selbstständige Beweisver-
fahren stattgefunden hat (BGH 7.12.10, VIII ZB 14/10, Abruf-Nr. 111050). Insoweit 
ist weder für die direkte noch die analoge Anwendung von Kostengrundvorschrif-
ten außerhalb von § 494a ZPO Raum.

(mitgeteilt von VRiOLG Frank-Michael Goebel, Koblenz)
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	z Kostengrundentscheidung
Kostenerstattung für den vor Anhängigkeit verstorbenen Beklagten

Im Rahmen der nach § 269 Abs. 3 S. 3 ZPO zu treffenden Ermessensentschei-
dung sind die Kosten des Rechtsstreits grundsätzlich dem Kläger aufzuerlegen, 
wenn der Beklagte vor Anhängigkeit verstorben ist. Dies gilt auch, wenn der 
Kläger nichts vom Tod wusste (OLG Celle 18.7.25, 14 W 9/25, Abruf-Nr. 253252).

Wird eine Klage zurückgenommen, trägt im Regelfall der Kläger die Kosten, 
§ 269 Abs. 3 S. 2 ZPO. Davon abweichend ermöglicht § 269 Abs. 3 S. 3 ZPO 
eine Ermessensentscheidung über die Kosten, wenn der Anlass zur Klageein-
reichung vor Rechtshängigkeit weggefallen ist. Dies ist auch der Fall, wenn der 
Klagegegner zuvor verstorben ist, da eine Klage gegen eine verstorbene 
natürliche Person unzulässig ist. Zu erstatten sind dann die Kosten der Person, 
die die Nichtexistenz der in Anspruch genommenen nichtexistenten Partei 
geltend gemacht hat.

MERKE — Im Kostenfestsetzungsverfahren wird ausnahmsweise die Existenz einer 
nicht-existenten Partei fingiert. Dies beschränkt sich auf Kostenentscheidungen 
zugunsten derjenigen Seite, die erfolgreich ihre Nichtexistenz geltend gemacht 
hat. Dabei wird nicht zwischen natürlichen und juristischen Personen differenziert.
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